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Die Aktionäre der wallstreet:online AG mit Sitz in Berlin werden hiermit zur Teilnahme an der 

am 22. August 2017 um 11 Uhr 

in den Räumen der RAUE LLP, Potsdamer Platz 1, 10785 Berlin, 

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen. 

 

 

TAGESORDNUNG 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2016, des 

Lageberichts sowie des Berichts des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2016 an die 

Hauptversammlung 

Die zu Punkt 1 der Tagesordnung vorgelegten Unterlagen können von der Einberufung der 

Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://www.wallstreet-

online.ag/hv2017 eingesehen werden. Die Unterlagen werden auch in der 

Hauptversammlung am 22. August 2017 zugänglich sein und mündlich erläutert werden. Ein 

Beschluss wird zu diesem Tagesordnungspunkt gemäß den gesetzlichen Bestimmungen 

nicht gefasst, da der Aufsichtsrat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss gemäß § 

172 Aktiengesetz (AktG) bereits gebilligt und damit festgestellt hat. 

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2016 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstandes, die im 

Geschäftsjahr 2016 amtiert haben, für dieses Geschäftsjahr Entlastung zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrates für das Geschäftsjahr 2016 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrates, die im 

Geschäftsjahr 2016 amtiert haben, für dieses Geschäftsjahr Entlastung zu erteilen. 



  

4. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2017 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 die Ernst & 

Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Niederlassung Berlin, Friedrichstraße 140, 

10117 Berlin, zu wählen. 

5. Beschlussfassung über die Herabsetzung des Grundkapitals zum Zwecke der 

Rückzahlung eines Teils des Grundkapitals an die Aktionäre nach den Vorschriften 

über die ordentliche Kapitalherabsetzung nach §§ 222 ff. AktG durch 

Zusammenlegung der Aktien, Anpassung der Satzung an die Kapitalherabsetzung 

Der Jahresabschluss der Gesellschaft zum 31. Dezember 2016 weist einen Bilanzverlust in 

Höhe von EUR 5.865.324 aus. Vor diesem Hintergrund soll das Grundkapital der 

Gesellschaft, das EUR 2.556.050,00 beträgt und in 2.556.050 auf den Inhaber lautende 

Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 eingeteilt ist, 

herabgesetzt und der hierdurch frei werdende Betrag zur Rückzahlung eines Teils des 

Grundkapitals an die Aktionäre verwandt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, das Grundkapital im Verhältnis von 5 zu 2 

herabzusetzen. 

Die Herabsetzung soll nach den Vorschriften der ordentlichen Kapitalherabsetzung (§§ 222 

ff. AktG) mit einem Herabsetzungsbetrag von EUR 1.533.630,00 in einem Umfang erfolgen, 

der die Zusammenlegung von Aktien erforderlich macht. Ohne eine Zusammenlegung würde 

der rechnerische Anteil einer Stückaktie am Grundkapital nach erfolgter Herabsetzung 

entgegen den gesetzlichen Bestimmungen weniger als EUR 1,00 betragen. Durch eine 

Zusammenlegung wird sichergestellt, dass der rechnerische Anteil einer Stückaktie am 

Grundkapital auch nach erfolgter Kapitalherabsetzung mindestens EUR 1,00 beträgt. Die 

Herabsetzung soll um EUR 1.533.630,00 mit einer Zusammenlegung im Verhältnis 5 zu 2 

verbunden werden mit dem Ergebnis, dass nach der Kapitalherabsetzung das Grundkapital 

EUR 1.022.420,00 beträgt und dieses in 1.022.420 nennwertlose auf den Inhaber lautende 

Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 eingeteilt ist. 

Die Auszahlung der durch die Kapitalherabsetzung im Wege der Zusammenlegung frei 

werdenden Mittel darf aufgrund aktienrechtlicher Bestimmungen erst nach Ablauf einer Frist 

von sechs Monaten nach Bekanntmachung der Eintragung des 

Kapitalherabsetzungsbeschlusses im Handelsregister und einer möglicherweise 

erforderlichen Besicherung oder Befriedung von Gläubigern erfolgen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 2.556.050,00, eingeteilt in 

2.556.050 nennwertlose auf den Inhaber lautende Stückaktien, wird nach den Vorschriften 

über die ordentliche Kapitalherabsetzung (§§ 222 ff. AktG) um EUR 1.533.630,00 auf EUR 

1.022.420,00 durch Zusammenlegung von je fünf auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu 

zwei auf den Inhaber lautenden Stückaktien herabgesetzt. 



Die Kapitalherabsetzung erfolgt in Höhe von EUR 1.533.630,00 zum Zweck der Rückzahlung 

eines Teils des Grundkapitals an die Aktionäre. 

Etwaige Spitzen, die dadurch entstehen, dass ein Aktionär eine nicht im 

Zusammenlegungsverhältnis von 5 zu 2 teilbare Anzahl von Stückaktien hält, werden von 

der Gesellschaft bzw. dem von dieser beauftragten Kredit- und Finanzinstitut mit anderen 

Spitzen zusammengelegt und für Rechnung der Beteiligten verwertet. Die Verwertung der 

Aktienspitzen kann nach Maßgabe von § 226 Abs. 3 AktG oder freihändig vorgenommen 

werden. 

Der Vorstand wird ermächtigt, den Betrag in Höhe von EUR 1,50 je Stückaktie nach Ablauf 

der sechsmonatigen Wartefrist für die Rückzahlung des herabgesetzten Grundkapitals und 

nach Befriedigung oder Besicherung von Gläubigern der Gesellschaft, die sich rechtzeitig 

gemeldet haben, gemäß § 225 Abs. 2 Satz 1 AktG an die Aktionäre auszuzahlen. 

b)  § 4 Abs. 1 der Satzung (Grundkapital) wird wie folgt neu gefasst: 

„Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 1.022.420,00 (in Worten: Euro eine 

Millionen zweiundzwanzigtausendvierhundertzwanzig) und ist in 1.022.420 Stückaktien 

eingeteilt.“ 

c)  Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der vorstehenden Kapitalherabsetzungen und ihrer Durchführung festzulegen. 

6. Wahlen zum Aufsichtsrat 

Die Amtszeiten von Herrn Roland Nicklaus und Herrn René Krüger als 

Aufsichtsratsmitglieder enden mit Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung 2017. 

Zusätzlich hat Frau Jeannette Kolbinger ihr Amt als Aufsichtsratsmitglied mit Wirkung zum 

Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung 2017 niedergelegt.  

Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 95 S. 2, 96 AktG i.V.m. § 10 Abs. 1 der Satzung aus drei 

durch die Anteilseigner zu wählenden Mitgliedern zusammen. Die Hauptversammlung ist an 

Wahlvorschläge nicht gebunden. 

Der Aufsichtsrat schlägt daher vor, die folgenden Personen in den Aufsichtsrat zu wählen: 

 André Kolbinger, derzeit Vorstandsmitglied der wallstreet:online AG, wohnhaft in 
Berlin; 

 Roland Nicklaus, Investmentbanker, wohnhaft in Sevenoak, Großbritannien; 

 René Krüger, Vorstand der wallstreet:online capital AG, wohnhaft in Berlin. 
 

Die Amtszeit endet jeweils mit Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung 

für das am 31. Dezember 2021 endende Geschäftsjahr beschließt. 



  

7. Beschlussfassung über die Anpassung der Aufsichtsratsvergütung und 

entsprechende Satzungsänderung (§ 17) 

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder soll den gestiegenen Anforderungen an die 

Aufsichtsratstätigkeit, insbesondere im Hinblick auf die durch die 

Marktmissbrauchsverordnung erheblich gestiegenen Transparenzanforderungen, angepasst 

und modernisiert werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen, die Satzung der Gesellschaft 

wie folgt zu ändern: 

§ 17 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 17 

Aufsichtsratsvergütung 

(1) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates erhält neben dem Ersatz seiner Auslagen eine feste, 

nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung. Die Vergütung beträgt für den 

Aufsichtsratsvorsitzenden EUR 6.000 p.a. Für die übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats 

beträgt die Vergütung EUR 3.000 p.a. Die Vergütung vermindert sich entsprechend bei 

nur zeitweiser Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat während eines Geschäftsjahres. 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden in eine im Interesse der Gesellschaft von 

dieser in angemessener Höhe unterhaltenen Vermögensschaden-

Haftpflichtversicherung einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien hierfür 

entrichtet die Gesellschaft. 

(3) Die Gesellschaft erstattet jedem Aufsichtsratsmitglied die ihm bei der Ausübung seines 

Amtes entstandenen angemessenen und nachgewiesenen Auslagen sowie die auf die 

Vergütung gegebenenfalls entfallende Umsatzsteuer.“ 

Diese Regelung soll erstmals für das gesamte Geschäftsjahr 2017 gelten. 

Hinweise 

Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung von Stimmrechten 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind gemäß § 20 

der Satzung diejenigen Aktionäre berechtigt, deren Anmeldung der Gesellschaft spätestens bis 

zum Ablauf des 15. August 2017, 24 Uhr (MESZ), in Textform in deutscher oder englischer 

Sprache unter folgender Anschrift zugegangen ist: 



wallstreet:online AG 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

 

Telefax: +49 (0) 89 / 210 27 289 

 

E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

 

Aktionäre, die sich zur Hauptversammlung anmelden, müssen ihre Berechtigung zur Teilnahme an 

der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Dazu bedarf es eines in 

Textform erstellten Nachweises ihres Anteilsbesitzes durch das depotführende Kredit- oder 

Finanzdienstleistungsinstitut, der sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, 

d.h. auf den Beginn des 1. August 2017, beziehen muss. Der Nachweis muss der Gesellschaft 

unter der oben genannten Geschäftsadresse bis spätestens zum Ablauf des 15. August 2017 

zugehen. Der Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. 

Nach form- und fristgerechter Anmeldung einschließlich Zugang des Nachweises des 

Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionären Eintrittskarten für die 

Hauptversammlung übersandt. Anders als die Anmeldung zur Hauptversammlung ist die 

Eintrittskarte nicht Teilnahmevoraussetzung, sondern dient lediglich der Vereinfachung des 

Ablaufs an den Einlasskontrollen für den Zugang zur Hauptversammlung. Um den rechtzeitigen 

Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, möglichst frühzeitig eine 

Eintrittskarte bei ihrem depotführenden Institut anzufordern. Die erforderliche Anmeldung sowie 

der Nachweis des Anteilsbesitzes werden in diesen Fällen direkt durch das depotführende Institut 

vorgenommen. Aktionäre, die rechtzeitig eine Eintrittskarte bei ihrem depotführenden Institut 

angefordert haben, brauchen daher nichts weiter zu veranlassen. 

Aktionäre können ihre Rechte in der Hauptversammlung nicht nur selbst, sondern auch durch 

einen Bevollmächtigten, einschließlich durch einen von der Gesellschaft zu benennenden 

Stimmrechtsvertreter oder durch ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere 

diesen nach § 135 Absatz 8 oder Absatz 10 AktG gleichgestellte Person oder Institution ausüben 

lassen. 

Auch in diesem Fall bedarf es der ordnungsgemäßen Anmeldung durch den Aktionär oder den 

Bevollmächtigten. Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine 

oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Wenn weder ein Kreditinstitut noch eine Aktionärsvereinigung noch eine andere diesen nach § 135 

Absatz 8 oder 10 AktG gleichgestellte Person oder Institution bevollmächtigt wird, hat die Erteilung 

der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft in 

Textform zu erfolgen. 

Für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen oder anderen diesen nach 

§ 135 Absatz 8 oder 10 AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen sowie den Widerruf und 

den Nachweis einer solchen Bevollmächtigung gelten die gesetzlichen Bestimmungen, 

insbesondere § 135 AktG. Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und sonstige diesen gemäß § 



  

135 Absatz 8 oder Absatz 10 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen können zum 

Verfahren für ihre eigene Bevollmächtigung besondere Regelungen vorsehen. Die Aktionäre 

werden daher gebeten, sich rechtzeitig mit dem zu Bevollmächtigenden wegen einer von ihm 

möglicherweise geforderten Form der Vollmacht in Verbindung zu setzen. 

Der Nachweis der Vollmacht muss entweder am Tag der Hauptversammlung durch den 

Bevollmächtigten erfolgen oder durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft an die oben genannte 

Adresse oder per E-Mail an: 

 

inhaberaktien@linkmarketservices.de 

 

Die vorgenannten Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung für den Widerruf von 

Vollmachten und für die Erteilung von Vollmachten durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft. 

Vollmachtserteilungen durch in der Hauptversammlung anwesende oder vertretene Aktionäre an 

anwesende Mitaktionäre oder Aktionärsvertreter oder einen Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

sind ebenfalls möglich. 

Die Bevollmächtigung eines von der Gesellschaft zu benennenden Stimmrechtsvertreters ist nur 

wirksam, sofern zugleich Weisungen zur Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Sollte zu 

einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, so gilt eine Weisung zu 

diesem Tagesordnungspunkt insgesamt entsprechend für jeden Punkt der Einzelabstimmung. Der 

Stimmrechtsvertreter kann nicht beauftragt werden, das Frage- und/oder Widerspruchsrecht 

auszuüben. Die Weisungen sind in Textform an die Gesellschaft zu richten. 

 

Ergänzung der Tagesordnung, § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 

500.000,00 Euro erreichen ("Quorum"), können verlangen, dass Gegenstände auf die 

Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Das Verlangen ist schriftlich an den 

Vorstand der wallstreet:online AG zu richten, wobei jedem neuen Gegenstand eine Begründung 

oder eine Beschlussvorlage beiliegen muss. Das Verlangen muss der Gesellschaft spätestens bis 

zum 28. Juli 2017, 24:00 Uhr MESZ, unter folgender Adresse zugehen: 

 

wallstreet:online AG 

– Vorstand – 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Deutschland 

 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie Inhaber einer ausreichenden Anzahl von Aktien 

für die Dauer der gesetzlich angeordneten Mindestbesitzzeit von 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens sind und diese bis zur Entscheidung über das Verlangen halten (§§ 122 

Abs. 2, 122 Abs. 1 Satz 3 AktG sowie § 70 AktG). 



 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit sie nicht bereits mit der 

Einberufung bekannt gemacht werden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 

Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft 

unter http://www.wallstreet-online.ag/hv2017 bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

 

Sonstige Anträge, Anfragen und Wahlvorschläge vor der Hauptversammlung  

Aktionäre können ihre Anfragen oder Anträge und Wahlvorschläge zur Hauptversammlung (§§ 

126, 127 AktG) vor der Hauptversammlung ausschließlich an: 

 

wallstreet:online AG 

Seydelstraße 18 

10117 Berlin 

 

oder per Telefax unter der Telefax-Nummer 030 / 20456-450 

 

oder per E-Mail an: investoren-wo@wallstreet-online.de 

 

richten. 

 

Wir werden zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären unverzüglich 

nach ihrem Eingang unter der Internet-Adresse http://www.wallstreet-online.ag/hv2017 

veröffentlichen. Dabei werden die bis zum Ablauf des 7. August 2017 bei den vorab genannten 

Adressen eingehenden Anträge von Aktionären zu dieser Tagesordnung berücksichtigt. Eventuelle 

Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internet-Adresse 

veröffentlicht. 

 

Unterlagen zur Hauptversammlung 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016, der Lagebericht sowie der Bericht des 

Aufsichtsrates sind über die Internetseite der Gesellschaft unter http://www.wallstreet-

online.ag/hv2017 zugänglich und können ab sofort zu den üblichen Geschäftszeiten in den 

Geschäftsräumen am Sitz der wallstreet:online AG, Seydelstraße 18, 10117 Berlin, eingesehen 

werden. Sie liegen auch während der Hauptversammlung zur Einsichtnahme aus. 

 

Berlin, im Juli 2017 

wallstreet:online AG 

Der Vorstand 


